
 

 

 

 

L e i t s ä t z e 

zum Urteil des Verfassungsgerichtshofs Rheinland-Pfalz 

vom 16. Dezember 2020  

– VGH N 12, 13 und 14/19 – 

 

1. a) Die von Art. 49 Abs. 6 LV gewährleistete Finanzausstattung der Kommunen 

stellt sich als angemessen dar, wenn die kommunalen Finanzmittel ausreichen, 

um den Gemeinden und Gemeindeverbänden die Erfüllung aller zugewiesenen 

und im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung auch die Wahrnehmung (je-

denfalls eines Mindestbestandes) selbstgewählter Aufgaben zu ermöglichen 

(Gebot der aufgabenadäquaten kommunalen Finanzausstattung). 

b) Allerdings garantiert der Anspruch auf eine aufgabenadäquate Finanzaus-

stattung keine Vollfinanzierung kommunaler Aufgaben im Sinne einer komplet-

ten Kostenerstattung. Aus der Pflicht des Landes zur Sicherung der „erforderli-

chen Mittel“ nach Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV folgt, dass Aufwendungen, die das 

Gebot wirtschaftlicher und sparsamer Haushaltsführung nicht beachten, unbe-

rücksichtigt bleiben dürfen. 

2. Bei der Ermittlung der den Kommunen im vertikalen Finanzausgleich insgesamt 

zu gewährenden Mittel steht dem Gesetzgeber ein Einschätzungs- und Gestal-

tungsspielraum zu, der Grund und Grenzen in Art. 49 Abs. 6 LV findet. Nach 

Art. 49 Abs. 6 Satz 1 LV bilden die Aufgaben der Kommunen den verfassungs-

rechtlichen Maßstab, der den Umfang der angemessenen Finanzausstattung 

bestimmt. 

 

3. a) Das Gebot eines aufgabenadäquaten Finanzausgleichs enthält auch verfah-

rensrechtliche Mindestanforderungen, die zu einer Rationalisierung des staatli-

chen Entscheidungsprozesses und damit auch zu einer größeren Akzeptanz 

beitragen (prozedurale Absicherung der kommunalen Finanzausstattung). 

 

b) Der Gesetzgeber muss sich ein Bild von der Höhe der für die kommunale 

Aufgabenerfüllung aufgabenadäquaten Finanzmittel machen. Nach Art. 49 

Abs. 6 Satz 1 LV hat er hierbei eine aufgaben- und bedarfsorientierte Betrach-

tung vorzunehmen. Welchem konkreten (finanzwissenschaftlichen) Modell der 

Berechnung dabei der Vorzug zu geben ist, schreibt die Verfassung nicht vor. 

 

c) Der Gesetzgeber hat die wesentlichen Ergebnisse seiner (Bedarfs-)Ermitt-

lungen und seine hierauf fußenden Erwägungen durch Aufnahme in die Geset-

zesmaterialien transparent zu machen. 


